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�ffentliche Finanzen Staatlicher Gesamthaushalt

Im vergangenen Jahr schloss der Staatshaus-

halt weitgehend ausgeglichen ab. Nach vor-

l�ufigen Angaben des Statistischen Bundes-

amtes belief sich die Defizitquote auf 0,1%,

nachdem sie bereits 2007 auf 0,2% gesun-

ken war. Zu dem geringf�gigen R�ckgang

hat die Konjunkturentwicklung aufgrund des

kr�ftigen Jahreseinstiegs und der f�r die �ffent-

lichen Haushalte relativ g�nstigen Wachs-

tumsstruktur noch beigetragen. Der struktu-

relle (um konjunkturelle Einfl�sse und tempo-

r�re Effekte bereinigte) Saldo verbesserte sich

ebenso wie der unbereinigte Saldo leicht.

Dabei stand Einnahmenausf�llen aufgrund

von Steuer- und Sozialbeitragssenkungen ein

nochmals kr�ftiger Anstieg bei dem – großen

Schwankungen unterliegenden – Aufkommen

aus den gewinnabh�ngigen Steuern gegen-

�ber (vgl. �bersicht auf S. 64 f.). Die Maas-

tricht-Schuldenquote k�nnte im vergangenen

Jahr infolge der Maßnahmen zur Stabilisie-

rung des Finanzsektors wieder gestiegen sein,

nachdem sie 2007 auf 65,1% gesunken war.

Offizielle Zahlen liegen allerdings noch nicht

vor, und vor allem die Verbuchung von einzel-

nen St�tzungsmaßnahmen f�r Finanzinstitute

ist noch offen.1)

Die staatlichen Einnahmen lagen 2008 bei

knapp 44% des Bruttoinlandsprodukts (BIP).

Im Vorjahrsvergleich nahm die Quote damit

kaum ab, obwohl finanzpolitische Maßnah-

men per saldo zu sp�rbaren Einnahmenaus-

f�llen f�hrten. Ausschlaggebend hierf�r war,

1 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Zum Einfluss der Finanz-
marktkrise auf die Staatsfinanzen, Monatsbericht, No-
vember 2008, S. 66f.
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dass sich das Aufkommen der gewinnabh�n-

gigen Steuern weiterhin außerordentlich po-

sitiv entwickelte. Trotz der Ausf�lle infolge

der Unternehmensteuerreform und der Steu-

err�ckzahlungen aufgrund des Urteils des

Bundesverfassungsgerichts zur Entfernungs-

pauschale, die in den Volkswirtschaftlichen

Gesamtrechnungen bereits im vergangenen

Jahr verbucht worden sind, stiegen die

Steuereinnahmen daher sp�rbar. Auch bei

den Einnahmen aus Sozialbeitr�gen ergab

sich ein Zuwachs, obwohl die Senkung des

Beitragssatzes der Bundesagentur f�r Arbeit

(BA) zu erheblichen Einnahmenausf�llen

f�hrte, die durch Beitragssatzanhebungen bei

der gesetzlichen Kranken- und der sozialen

Pflegeversicherung nur etwa zur H�lfte kom-

pensiert wurden. Die Ausgaben wuchsen

2008 mit fast 2 1�2 % st�rker als in den Vor-

jahren und sanken dennoch in Relation zum

BIP weiter leicht auf 44%. Zum R�ckgang

der Ausgabenquote trugen insbesondere die

niedrigeren arbeitsmarktbedingten Aufwen-

dungen aufgrund der g�nstigen Arbeits-

marktentwicklung und die Ausgaben f�r die

Alterssicherung bei. Dagegen stiegen die

staatlichen Ausgaben f�r den Sachaufwand,

f�r Investitionen sowie f�r Gesundheitsleis-

tungen kr�ftig.

Im laufenden Jahr wird das Staatsdefizit stark

zunehmen, aber aus heutiger Sicht noch un-

terhalb von 3% des BIP bleiben. Treibender

Faktor ist dabei zum einen die ausgepr�gte

Konjunkturschw�che. Da die Struktur der ge-

samtwirtschaftlichen Entwicklung f�r die �f-

fentlichen Finanzen aber sehr g�nstig ausfal-

len d�rfte, wird das Defizit im laufenden Jahr

weniger von der Konjunkturschw�che beein-

tr�chtigt als aufgrund des voraussichtlich

r�ckl�ufigen nominalen BIP zu erwarten

w�re. So d�rften sich die f�r die staatlichen

Einnahmen besonders wichtigen Bruttol�hne

und -geh�lter, aber auch der private Konsum

stabiler entwickeln als das BIP. Zum anderen

werden die umfangreichen finanzpolitischen

Stimulierungsmaßnahmen zu einer deut-

lichen Defizitausweitung f�hren. Infolge der

Konjunkturpakete vom November 2008 und

Kennziffern der öffentlichen 
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chen  Gesamtrechnungen. — 1 Steuern  und 
Sozialbeiträge  zzgl.  Zöllen  und  Mehrwert-
steueranteil der EU.
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Januar 2009 d�rfte sich das Defizit in diesem

Jahr bei planm�ßiger Umsetzung um gut 1%

des BIP erh�hen (vgl. �bersicht auf S. 68 f.).

Hinzu kommen unter anderem die erneute

Senkung des Beitragssatzes der BA, die Kin-

dergelderh�hung und die mit h�heren Aus-

gaben verbundene Neuregelung der Verg�-

tung ambulanter �rztlicher Leistungen und

der Krankenhausfinanzierung. Die Mehrein-

nahmen durch den gestiegenen Beitragssatz

zur gesetzlichen Krankenversicherung glei-

chen diese Belastungen insgesamt nur zum

Teil aus. Dar�ber hinaus k�nnte das Aufkom-

men der gewinnabh�ngigen Steuern stark

sinken, nachdem 2008 ein außerordentlich

hohes Niveau erreicht worden war. Schließlich

bestehen erhebliche Haushaltsrisiken, insbe-

sondere hinsichtlich der umfangreichen St�t-

zungsmaßnahmen f�r Finanzinstitute. Die

Schuldenquote wird sehr deutlich ansteigen

und d�rfte einen neuen H�chststand errei-

chen.

Die Bundesregierung hat Ende Januar eine

Aktualisierung des Stabilit�tsprogramms vom

Dezember 2008 vorgelegt, weil sich zwi-

schenzeitlich die wirtschaftlichen Aussichten

erheblich verschlechtert hatten und das zwei-

te Konjunkturpaket beschlossen worden war.

Die Defizitquote wird demnach 2009 auf

rund 3% und 2010 auf rund 4% steigen. In

den Jahren 2011 und 2012 wird wieder mit

einer Unterschreitung der 3%-Grenze ge-

rechnet (vgl. Tabelle auf S. 66). Alle Projektio-

nen sind derzeit mit besonders hoher Unsi-

cherheit behaftet. So sind beispielsweise die

Auswirkungen der Finanzmarktkrise schwer

abzusch�tzen, und betr�chtliche Konsolidie-

rungsschritte, die die Bundesregierung in den

n�chsten Jahren f�r erforderlich h�lt, sind

noch nicht im Stabilit�tsprogramm enthalten.

Nach dem Stabilit�ts- und Wachstumspakt

l�sst sich eine Defizitquote von �ber 3% bei

einem starken wirtschaftlichen Einbruch

rechtfertigen und muss nicht zu einem De-

fizitverfahren f�hren. Allerdings m�sste das

Defizit dann vor�bergehend sein und zumin-

dest in der N�he des Referenzwertes bleiben.

Vor diesem Hintergrund ist problematisch,

dass der gr�ßere Teil des zweiten Konjunktur-

pakets erst 2010 seine Wirkung auf das staat-

liche Defizit entfalten wird. Die Projektion der

Bundesregierung belegt, dass Deutschland

den urspr�nglich vorhandenen fiskalischen

Spielraum aufbrauchen wird.

Deutschland befindet sich gegenw�rtig in

einem außergew�hnlich starken und abrup-

ten Wirtschaftsabschwung, der zudem mit

einer Krise an den Finanzm�rkten verbunden

ist. In dieser Ausnahmesituation ist es vertret-

bar, nicht wie bei normalen Konjunkturab-

schw�ngen allein auf die automatischen Sta-

bilisatoren zu setzen, sondern auch aktiv

finanzpolitische Maßnahmen zur Konjunktur-

belebung zu ergreifen. Mit diesem Ziel hat

die Bundesregierung im November 2008 und

im Januar 2009 Konjunkturpakete in insge-

samt betr�chtlichem Umfang beschlossen,

die in den Jahren 2009 und 2010 einen sp�r-

baren gesamtwirtschaftlichen Impuls entfal-

ten und so die erwartete ausgepr�gte wirt-

schaftliche Schw�chephase abmildern k�n-

nen.

Dabei d�rfen allerdings die mit den gew�hl-

ten Maßnahmen verbundenen Probleme

nicht aus den Augen verloren werden. So

Aktualisiertes
Stabilit�ts-
programm pro-
jiziert hohe
Defizitquoten

Finanzpolitische
Maßnahmen
zur Konjunktur-
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Zur strukturellen Entwicklung der �ffentlichen Finanzen –
Ergebnisse des disaggregierten Ansatzes f�r das Jahr 2008

Das Defizit der �ffentlichen Haushalte in Deutschland
hat sich im vergangenen Jahr kaum ver�ndert. Nach vor-
l�ufigen Angaben des Statistischen Bundesamtes vom
Januar 2009 wurde der gesamtstaatliche Haushaltsaus-
gleich (VGR-Konzept) mit einem Defizit von 0,1% des BIP
nur knapp verfehlt, nachdem 2007 eine geringf�gig
h�here Defizitquote von 0,2% verzeichnet worden war.
Im Rahmen des „disaggregierten Ansatzes“ zur Analyse
der Staatsfinanzen 1) kann zum einen abgesch�tzt werden,
welcher Einfluss hierbei von konjunkturellen und speziel-
len tempor�ren Effekten ausging. Zum anderen k�nnen
strukturelle Ver�nderungen der Ausgaben- und Einnah-
menquote und deren maßgebliche Einflussfaktoren auf-
gedeckt werden. Im Folgenden werden die wesentlichen
Ergebnisse dieser Analyse f�r 2008 vorgestellt. 2)

Der marginale R�ckgang der unbereinigten Defizitquote
um 0,1 Prozentpunkt (pp) im vergangenen Jahr wurde
durch die konjunkturelle Entwicklung beg�nstigt. Auf
Grundlage des im Europ�ischen System der Zentralban-
ken standardm�ßig verwendeten Bereinigungsverfah-
rens ergibt sich wegen des sehr g�nstigen Jahreseinstiegs
und der f�r die �ffentlichen Haushalte vorteilhaften
Wachstumsstruktur ein positiver Einfluss in H�he von
0,2 pp. Klar abzugrenzende tempor�re Sondereffekte er-
h�hten dagegen das Defizit um 0,2 pp, weil Steuerr�ck-
zahlungen aufgrund des Verfassungsgerichtsurteils zur
Entfernungspauschale in den VGR schon 2008 einnah-
menmindernd erfasst wurden. Ausgaben im Zusam-
menhang mit St�tzungsmaßnahmen f�r Finanzinstitute
(0,3 pp) werden hier nicht zu den tempor�ren Sonderef-
fekten gez�hlt (und fielen im �brigen 2007 in �hnlicher
Gr�ßenordnung an, sodass sich im Vorjahrsvergleich
auch kaum eine �nderung ergab). Der um konjunkturel-
le und tempor�re Effekte bereinigte, im Rahmen des An-
satzes als strukturell definierte Finanzierungssaldo ver-
besserte sich bezogen auf das Trend-BIP somit um 0,1 pp.

W�hrend die unbereinigte Einnahmenquote marginal zu-
r�ckging, wuchsen die strukturellen Einnahmen in Rela-
tion zum nominalen Trend-BIP leicht um 0,2 pp. Leicht
quotenerh�hend wirkte, dass der – wie �blich – positive
Fiscal Drag aufgrund der progressiven Ausgestaltung des
Einkommensteuertarifs den negativen Einfluss bei den
weitgehend mengenabh�ngigen speziellen Verbrauch-

steuern �berwog (insgesamt: + 0,1 pp). In die gleiche Rich-
tung wirkte die positive strukturelle Abkopplung der ma-
kro�konomischen Bezugsgr�ßen von der Entwicklung des
BIP (+ 0,1 pp). Die Rechts�nderungen wirkten dagegen
quotensenkend. Ausschlaggebend waren dabei die noch-
malige Senkung des Beitragssatzes der Bundesagentur f�r
Arbeit um 0,9 pp auf 3,3% und die mit der Unternehmen-
steuerreform verbundenen Einnahmenausf�lle. Einschließ-
lich einer Reihe weiterer, quantitativ weniger bedeuten-
der Maßnahmen f�hrten Rechts�nderungen per saldo zu
Mindereinnahmen in H�he von 0,5% des Trend-BIP.

Die angef�hrten drei Einflussfaktoren (Fiscal Drag, struk-
turelle Abkopplung der makro�konomischen Bezugsgr�-
ßen vom BIP und Rechts�nderungen) zusammen genom-
men senken die strukturelle Einnahmenquote. Der An-
stieg dieser Quote, der sich insgesamt ergibt, geht auf
den im Rahmen des standardisierten Verfahrens uner-
kl�rten Teil (Residuum) zur�ck, der sich auf 0,4 pp belief.
Das Residuum ist ganz �berwiegend darauf zur�ckzuf�h-
ren, dass das Aufkommen der gewinnabh�ngigen Steu-
ern wie schon in den Vorjahren st�rker wuchs, als es auf-
grund der Entwicklung der Unternehmens- und Verm�-
genseinkommen (die im Rahmen des disaggregierten An-
satzes als gesamtwirtschaftliche Bezugsgr�ße f�r diese
Steuerarten dienen) und der Rechts�nderungen zu er-
warten gewesen w�re. Dies kann unter anderem darin
begr�ndet liegen, dass hohe Steuervorauszahlungen mit
hohen Nettonachzahlungen f�r vergangene Jahre zu-
sammengetroffen sind. Ein grunds�tzliches Problem liegt
aber auch darin, dass die verwendete Bezugsgr�ße aus
den VGR die Schwankungen der tats�chlichen steuer-
lichen Bemessungsgrundlagen nur unzureichend erfasst.

Die strukturelle Ausgabenquote ver�nderte sich 2008
nicht, w�hrend die unbereinigte Quote um 0,2 pp sank.
Dies geht auf die Bereinigung um konjunkturbedingt
merklich geringere Arbeitsmarktausgaben zur�ck. Damit
endete die seit 2001 anhaltende Phase kontinuierlich
r�ckl�ufiger struktureller Ausgabenquoten. Die Zinsaus-
gabenquote verharrte auf dem Vorjahrsstand. Welchen
Einfluss dabei die Ver�nderung der Schuldenquote und
der Durchschnittsverzinsung hatten, l�sst sich noch
nicht abschließend beurteilen, weil offizielle Zahlen zum
Schuldenstand f�r das Jahresende 2008 noch nicht vorlie-

1 F�r eine ausf�hrlichere Darstellung des Ansatzes vgl.: Deutsche
Bundesbank, Ein disaggregierter Ansatz zur Analyse der Staatsfinan-
zen: die Entwicklung der �ffentlichen Finanzen in Deutschland in
den Jahren 2000 bis 2005, Monatsbericht, M�rz 2006, S. 63–79. —
2 Die Ergebnisse k�nnen sich im weiteren Verlauf durch Revision der
vorl�ufigen VGR-Ergebnisse oder der Einsch�tzung der gesamtwirt-
schaftlichen Perspektiven �ndern. — 3 Bereinigt um konjunkturelle

Einfl�sse und tempor�re Effekte. Abgrenzung gem�ß EDP-Definition,
d.h. inkl. Swaps und Forward Rate Agreements bei den Zinsausgaben
und dem Finanzierungssaldo bzw. gem�ß ESVG ’95 (f�r 2008). — 4 An-
gaben in Prozent des nominalen BIP. — 5 Veranlagte Einkommen-
steuer, Kapitalertragsteuern, K�rperschaftsteuer, Gewerbesteuer. —
6 Auf den Staatssektor entfallende Zahlungen, z.B. Sozialbeitr�ge f�r
Angeh�rige des �ffentlichen Dienstes (gesch�tzt). — 7 Sonstige emp-
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gen. Auch die strukturelle Quote der �brigen Ausgaben
(Prim�rausgaben) blieb weitgehend unver�ndert. Auf
der einen Seite senkten die Ausgaben f�r die Alterssiche-
rung wie schon in den Vorjahren die Quote, weil sich die
jahresdurchschnittliche Rentenanhebung auf knapp 1%
belief und die Zahl der Renten nur langsam zunahm.
Auch die Verm�genstransfers d�mpften nicht zuletzt auf-
grund der auslaufenden Eigenheimzulage die Quote.
Dem standen aber auf der anderen Seite hohe Wachs-
tumsraten bei den staatlichen Gesundheitsausgaben, den
�ffentlichen Investitionen und den Vorleistungen gegen-
�ber, die die Quote f�r sich genommen erh�hten.

Insgesamt zeigt sich, dass nicht nur die Defizitquote
selbst, sondern auch die meisten der verschiedenen Ein-
flussfaktoren im vergangenen Jahr keinen großen Ver�n-
derungen unterlagen. Dem noch g�nstigen Konjunktur-
einfluss standen gewisse belastende tempor�re Faktoren
entgegen. Hinsichtlich der Entwicklung der strukturellen
Defizitquote wurden einnahmenmindernde Rechts�nde-
rungen durch andere Einfl�sse, insbesondere die erneut
positive Sonderentwicklung bei den gewinnabh�ngigen
Steuern, mehr als kompensiert.

fangene laufende Transfers, Verk�ufe und empfangene Verm�gens-
transfers. — 8 Einschl. sonstiger laufender Transfers an private Haus-
halte. — 9 Sonstige geleistete laufende Transfers an Kapitalgesell-
schaften und die �brige Welt, Nettozugang sonstiger nichtfinanziel-
ler Verm�gensg�ter und geleistete Verm�genstransfers. — 10 Ausga-
ben der gesetzlichen Rentenversicherung, f�r Beamtenpensionen

und Leistungen der Postpensionskasse. — 11 Ausgaben der gesetz-
lichen Krankenversicherung und Beihilfezahlungen f�r Beamte. —
12 Ausgaben der Bundesagentur f�r Arbeit (ohne Aussteuerungsbe-
trag bzw. Eingliederungsbeitrag) und f�r Arbeitslosenhilfe (bis 2004)
bzw. f�r Arbeitslosengeld II (ab 2005) sowie Eingliederungsmaßnah-
men.

Strukturelle Entwicklung 3) in Prozent des Trend-BIP

Ver�nderung gegen�ber Vorjahr in Prozentpunkten

Position 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008

Insge-
samt
2002 bis
2008

Unbereinigter Finanzierungssaldo 4) – 0,8 – 0,4 0,3 0,5 1,8 1,4 0,1 2,8
Konjunkturkomponente 4) – 0,5 – 0,4 – 0,1 – 0,3 0,5 0,5 0,2 – 0,1
Tempor�re Effekte 4) 0,0 0,0 0,0 0,1 – 0,1 0,0 – 0,2 – 0,2

Finanzierungssaldo – 0,3 0,1 0,3 0,7 1,3 0,9 0,1 3,1

Zinsen – 0,2 0,0 – 0,1 – 0,1 0,1 0,0 0,0 – 0,3
wegen Ver�nderung des Durchschnittszinses ts) – 0,2 – 0,1 – 0,3 – 0,1 0,0 0,0 – 0,6
wegen Ver�nderung des Schuldenstandes ts) 0,0 0,1 0,1 0,1 0,1 0,0 0,3

Prim�rsaldo – 0,5 0,1 0,1 0,7 1,4 0,9 0,1 2,8

Einnahmen – 0,6 – 0,3 – 1,2 0,2 0,9 0,7 0,2 – 0,2
davon:

Steuern und Sozialbeitr�ge – 0,5 – 0,2 – 0,9 0,0 0,8 0,6 0,2 0,1
Fiscal drag 0,1 0,1 0,1 0,1 0,0 0,1 0,1 0,6
Abkopplung der Basis vom BIP – 0,3 – 0,2 – 0,2 – 0,1 – 0,1 – 0,3 0,1 – 1,0
Rechts�nderungen 0,7 0,4 – 0,5 – 0,2 0,1 0,7 – 0,5 0,7
Residuum – 1,0 – 0,5 – 0,2 0,2 0,8 0,2 0,4 – 0,1

darunter: Gewinnabh�ngige Steuern 5) – 0,8 – 0,1 0,1 0,2 0,6 0,4 0,4 0,8
Nachrichtlich: Teil der Ausgaben 6) 0,1 0,0 – 0,1 – 0,2 – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,4
Nicht-steuerliche Einnahmen 7) – 0,1 – 0,1 – 0,3 0,1 0,0 0,0 0,0 – 0,3

Prim�rausgaben – 0,1 – 0,4 – 1,3 – 0,5 – 0,5 – 0,2 0,0 – 3,0
davon:

Sozialausgaben 8) 0,5 – 0,1 – 0,8 – 0,4 – 0,1 – 0,4 0,0 – 1,4
Subventionen – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,1 0,0 0,0 0,0 – 0,5
Arbeitnehmerentgelte – 0,1 – 0,2 – 0,1 – 0,2 – 0,2 – 0,2 0,0 – 1,0
Vorleistungen 0,0 0,0 0,0 0,1 0,0 0,0 0,2 0,4
Bruttoanlageinvestitionen – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,1 0,0 0,1 0,1 – 0,2
Sonstige Ausgaben 9) – 0,3 0,1 – 0,1 0,1 – 0,2 0,3 – 0,1 – 0,3

Nachrichtlich:
Ausgaben f�r Alterssicherung 10) 0,1 0,0 – 0,2 – 0,2 – 0,2 – 0,2 – 0,1 – 0,8
Gesundheitsausgaben 11) 0,0 – 0,1 – 0,4 0,1 0,0 0,1 0,1 – 0,1
Arbeitsmarktausgaben 12) 0,0 – 0,1 – 0,2 0,0 0,0 – 0,2 0,0 – 0,5
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stellt der effiziente Einsatz staatlicher Mittel

bei der geplanten schnellen und starken Aus-

weitung der staatlichen Investitionen eine be-

sondere Herausforderung dar. Zwar soll der

Konjunkturimpuls zeitnah erfolgen. Bei Inves-

titionen dieses Umfangs – immerhin rund die

H�lfte des j�hrlichen staatlichen Investitions-

budgets – besteht allerdings die Gefahr, dass

die zus�tzlichen Ausgaben teilweise in Preis-

anstiegen verpuffen. Insgesamt muss die Aus-

wahl und Umsetzung der Maßnahmen nach

geeigneten Kosten-Nutzen-Analysen erfolgen,

um der Gefahr einer Verschwendung staat-

licher Mittel vorzubeugen, und auch die

Folgekosten d�rfen nicht ausgeblendet wer-

den. Der Versuch, Wirtschaftsprozesse mittels

zahlreicher diskretion�rer staatlicher Eingriffe

– sei es durch direkte Ausgaben, steuerliche

Verg�nstigungen oder B�rgschaften – zu

steuern, ist prinzipiell problematisch. Spezielle

Beg�nstigungen einzelner Branchen oder

Unternehmen sind stets mit Verzerrungen der

Marktprozesse verbunden und daher nur

bei klar identifizierbarem Marktversagen zu

rechtfertigen. Bez�glich der zeitlichen Wirk-

samkeit w�re es unter konjunkturellen Ge-

sichtspunkten vorzuziehen gewesen, wenn

die Maßnahmen st�rker auf die n�chsten

Quartale konzentriert w�ren. Teilweise entfal-

ten sie ihre Wirkung erst in der zweiten Jah-

resh�lfte 2009, im kommenden Jahr oder

sogar noch sp�ter. So schlagen sich beispiels-

weise zwei Drittel der Mehrausgaben des

Bundes im Zusammenhang mit der Auswei-

tung des Zuschusses an die Krankenversiche-

rung erst nach dem Jahr 2010 nieder. Schließ-

lich wurden auch Maßnahmen gew�hlt, die

Eckwerte des aktualisierten Stabilit�tsprogramms der Bundesregierung

in %

Position 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Wachstum des realen BIP
Stabilit�tsprogramm Januar 2009 2,5 1,3 – 2 1�4 1 1�4 1 1�4 1 1�4
Stabilit�tsprogramm Dezember 2008 2,5 1,7 0,2 1 1�2 1 1�2 1 1�2

Staatlicher Finanzierungssaldo (in % des BIP)
Stabilit�tsprogramm Januar 2009 – 0,2 – 0,1 – 3 – 4 – 3 – 2 1�2
Stabilit�tsprogramm Dezember 2008 – 0,2 0 – 1�2 – 1 1�2 – 1 – 1�2

Struktureller Finanzierungssaldo (in % des BIP)
Stabilit�tsprogramm Januar 2009 – 1 – 2 – 3 – 2 – 2
Stabilit�tsprogramm Dezember 2008 – 0,3 – 1�2 – 1�2 – 1 – 1�2 – 1�2

Schuldenquote
Stabilit�tsprogramm Januar 2009 65,1 65 1�2 68 1�2 70 1�2 71 1�2 72 1�2
Stabilit�tsprogramm Dezember 2008 65,1 65 65 64 63 61 1�2

Quelle: Bundesministerium der Finanzen.

Deutsche Bundesbank
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die Staatsfinanzen nicht nur vor�bergehend,

sondern dauerhaft belasten.

Die Vergangenheit hat allerdings gezeigt,

dass es einfacher ist, einen Konsens �ber eine

Ausweitung der Kreditfinanzierung zu errei-

chen als �ber die deshalb sp�ter erforderliche

Konsolidierung der Staatsfinanzen. So ist

auch die Schuldenquote seit Gr�ndung der

Bundesrepublik trendm�ßig gestiegen. In

Deutschland ist durch die Konsolidierung der

vergangenen Jahre zwar ein gewisser fiska-

lischer Spielraum geschaffen worden, um in

der Rezession eine – automatische und dar�-

ber hinausgehende aktive – Defizitauswei-

tung verkraften zu k�nnen. Allerdings ist eine

verl�ssliche Perspektive im Hinblick auf eine

R�ckf�hrung der zu erwartenden hohen De-

fizite notwendig. Das Vertrauen in langfristig

tragf�hige Staatsfinanzen ist letztlich auch

eine Grundvoraussetzung daf�r, dass eine

Stimulierung der Konjunktur durch den Staat

�berhaupt gelingen kann.

Die im Rahmen der F�deralismuskommis-

sion II vereinbarte Reform der Haushaltsregeln

kann hierzu einen Beitrag leisten, indem auch

die bestehenden europ�ischen Verpflichtun-

gen st�rker und konsistenter als zuvor auf der

nationalen Ebene verankert werden. Es ist

vorgesehen, im Grundgesetz strukturelle De-

fizite des Bundes ab 2016 auf h�chstens

0,35% des BIP zu begrenzen und sie f�r die

L�nder ab 2020 g�nzlich zu untersagen. Aus-

nahmen k�nnen danach nur im Fall von

Naturkatastrophen oder schweren Wirt-

schaftskrisen durch parlamentarischen Be-

schluss vor�bergehend zugelassen und sollen

mit Tilgungsauflagen verkn�pft werden. Um

das Erreichen der Defizitziele zu erleichtern,

sollen L�nder mit großen Haushaltsproblemen

befristete und an strenge Auflagen gekn�pfte

j�hrliche Finanzhilfen erhalten. Die laufende

Haushalts�berwachung soll ausgebaut wer-

den. Letztlich wird es darauf ankommen, im

Hinblick auf die in absehbarer Zeit insbeson-

dere f�r den Bundeshaushalt notwendige

Konsolidierung tats�chlich Maßnahmen zu

ergreifen und nicht nur ein Versprechen f�r

die fernere Zukunft zu geben. Bei einer Nor-

malisierung der Wirtschaftslage ist es mithin

erforderlich, die strukturellen Defizite rasch

und umfassend zur�ckzuf�hren.

Die europ�ischen Haushaltsregeln sind von

außerordentlicher Bedeutung f�r die Stabilit�t

der W�hrungsunion. Auch sie verlangen mit-

telfristig eine Konsolidierung. Sie sind aber

flexibel genug, um in besonderen Ausnahme-

situationen vor�bergehend auch Defizite

oberhalb der 3%-Grenze zuzulassen, solange

sie in deren N�he bleiben. In manchen Mit-

gliedstaaten war allerdings der Raum f�r eine

expansive Finanzpolitik deutlich geringer als

in Deutschland oder gar nicht vorhanden.

Teilweise wurden die Defizite in der Vergan-

genheit nur unzureichend zur�ckgef�hrt, und

die Schuldenst�nde sind mitunter sehr hoch.

An den Kapitalm�rkten sind f�r manche L�n-

der bereits sp�rbare Risikoaufschl�ge bei der

Finanzierung der staatlichen Kreditaufnahme

zu verzeichnen. Es kommt nun darauf an,

den Stabilit�ts- und Wachstumspakt wie vor-

gesehen anzuwenden, um nicht zuletzt die

Tragf�higkeit der Staatsfinanzen in den L�n-

dern der EU glaubhaft sicherzustellen. Dazu

sollten verl�ssliche Verpflichtungen eingegan-

gen werden, die Defizite bei Verbesserung

Mittelfristige
Konsolidierung
sicherstellen

Beschluss �ber
strengere
Schuldenregeln
f�r Bund und
L�nder zu
begr�ßen

Europ�ische
Regeln in
Ausnahme-
situationen
flexibel, aber
konsequent
umzusetzen



DEUTSCHE
BUNDESBANK
E U R O S Y S T E M

Monatsbericht
Februar 2009

68

Deutsche Bundesbank

Die Maßnahmenpakete der Bundesregierung zur Konjunkturstabilisierung

Das am 5. November 2008 im Bundeskabinett be-
schlossene erste Konjunkturpaket umfasst ein voraus-
sichtliches Finanzvolumen von knapp 4 Mrd 5 im lau-
fenden und gut 7 Mrd 5 im n�chsten Jahr. Neben
einer Ausweitung �ffentlicher Investitionen wurden
insbesondere eine auf zwei Jahre befristete Wieder-
einf�hrung der degressiven steuerlichen Abschrei-
bung f�r bewegliche Wirtschaftsg�ter, eine Auswei-
tung der steuerlichen Ber�cksichtigung von Hand-
werkerleistungen sowie eine befristete Befreiung von
Neuwagen von der Kfz-Steuer umgesetzt.

Am 27. Januar beschloss das Bundeskabinett weitere
Maßnahmen zur Konjunkturst�tzung, die im Wesent-
lichen auf zwei Jahre verteilt die �ffentlichen Haus-
halte mit insgesamt rund 50 Mrd 5 belasten sollen.
Davon sollen gem�ß den Planungen etwa zwei F�nf-
tel im laufenden Jahr haushaltswirksam werden, was
letztlich aber maßgeblich davon abh�ngen wird, wie
schnell die umfangreichen Ausgaben f�r Infrastruktur-
investitionen abfließen werden. Mit den Maßnahmen
der beiden Konjunkturprogramme wird das Defizit
der �ffentlichen Haushalte im laufenden Jahr um
etwa 1% und 2010 um fast 11�2 % des BIP ausgewei-
tet. 1) Da nicht alle Maßnahmen befristet sind, kommt
es in den Folgejahren zu einer strukturellen Ver-
schlechterung des Finanzierungssaldos um 1�2 % des
BIP.

Im Einzelnen umfasst das zweite Konjunkturpaket fol-
gende Maßnahmen:

Infrastrukturinvestitionen

Zur Verbesserung der Infrastruktur sind insgesamt
17 1�2 Mrd 5 bis Ende 2011 vorgesehen. Hierzu steuert
der Bund insgesamt 14 Mrd 5 bei. Davon entfallen
10 Mrd 5 auf zweckgebundene Finanzhilfen an Kom-
munen und L�nder, die durch die L�nderhaushalte um
ein Drittel aufgestockt werden sollen. Die Mittel sol-
len vor allem zur Verbesserung von Bildungseinrich-

tungen beitragen, aber auch f�r andere Infrastruktur-
investitionen etwa im Bereich der Verkehrssysteme
und der Informationstechnologie zur Verf�gung ste-
hen. Außerdem ist vorgesehen, das Vergaberecht f�r
�ffentliche Auftr�ge zur Beschleunigung der Investi-
tionsvorhaben vor�bergehend zu vereinfachen.

Subventionen und sektorspezifische Maßnahmen

Hierunter kann zum einen das Kredit- und B�rg-
schaftsprogramm gefasst werden, mit dem allein
ein zus�tzliches B�rgschaftsvolumen in H�he von 100
Mrd 5 mobilisiert werden soll. Außerdem sieht das
Maßnahmenpaket die F�rderung der mittelst�n-
dischen Forschung und Entwicklung im Allgemeinen
(1 Mrd 5) und der Forschung im Bereich zukunfts-
tr�chtiger Mobilit�tsformen im Besonderen (1�2 Mrd 5)
vor. Mit Hilfe einer „Umweltpr�mie“ sollen 11�2 Mrd 5

eingesetzt werden, um den Kauf von Neu- oder Jah-
reswagen bei Verschrottung eines mindestens neun
Jahre alten Pkw mit jeweils 2 500 5 zu f�rdern. Außer-
dem soll die bereits l�nger geplante Reform der Kfz-
Steuer – mit einer st�rkeren Ankn�pfung am CO2-Aus-
stoß und einer �bertragung auf den Bund gegen
finanzielle Kompensation der L�nder – ab Mitte 2009
umgesetzt werden. Insgesamt werden infolge dieser
Maßnahmen fiskalische Kosten von 3 1�2 Mrd 5 im lau-
fenden und nochmals 2 Mrd 5 im kommenden Jahr er-
wartet.

Steuerpolitische Maßnahmen

Zur Entlastung der Steuerzahler soll der Einkommen-
steuertarif in zwei Schritten r�ckwirkend ab Januar
2009 und zu Beginn des Jahres 2010 abgesenkt wer-
den. Vorgesehen ist eine Erh�hung des Grundfreibe-
trages (von derzeit 7 664 5 auf 7 834 5 im Jahr 2009
und 8 004 5 ab 2010), eine Senkung des Eingangs-
steuersatzes (von 15% auf 14% ab 2009) und eine
Verschiebung des Tarifs durch Anhebung der weiteren

1 Wenn zus�tzlich die haushaltsbelastenden Maßnahmen vom Okto-
ber 2008 (v.a. erweiterte einkommensteuerliche Absetzbarkeit von

Kranken- und Pflegeversicherungsbeitr�gen ab 2010, Kindergeld-
erh�hung 2009, BA-Beitragssatzsenkung ab 2009) sowie die Steuer-
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Eckwerte (um 400 5 im Jahr 2009 und weitere 330 5 ab
2010). Damit d�rften Mindereinnahmen f�r Bund,
L�nder und Gemeinden von 3 Mrd 5 im laufenden
und 6 Mrd 5 ab dem kommenden Jahr verbunden sein.

Senkung von Sozialversicherungsbeitr�gen

Der parit�tisch finanzierte Teil des einheitlichen Bei-
tragssatzes des Gesundheitsfonds von 15,5% soll ab
dem 1. Juli 2009 um 0,6 Prozentpunkte gesenkt wer-
den. Zum Ausgleich soll der Bundeszuschuss (zus�tz-
lich zu den ohnehin geplanten Erh�hungsstufen von
1,5 Mrd 5 pro Jahr) im laufenden Jahr um gut 3 Mrd 5

und im kommenden Jahr um 6 1�2 Mrd 5 angehoben
werden. Der angestrebte maximale steuerfinanzierte
Zuschuss von 14 Mrd 5 w�rde dann nicht erst 2016,
sondern bereits 2012 erreicht. Der Beitragssatz der
Bundesagentur f�r Arbeit soll nun nicht Mitte 2010,
sondern erst Anfang 2011 wieder von 2,8% auf 3,0%
angehoben werden. Damit sind Beitragsausf�lle von
knapp 1 Mrd 5 im kommenden Jahr verbunden. Eine
Anhebung des Beitragssatzes �ber 3,0% soll durch
Bundesdarlehen verhindert werden, die erst dann zu-
r�ckzuzahlen sind, wenn die Bundesagentur wieder
�bersch�sse erzielt.

Ausweitung der aktiven Arbeitsmarktpolitik

�ber die bereits beschlossene Verl�ngerung der maxi-
malen Bezugsdauer von Kurzarbeitergeld (von 12 auf
18 Monate) hinaus soll dessen Inanspruchnahme da-
durch attraktiver gemacht werden, dass die allein
vom Arbeitgeber zu zahlenden Sozialbeitr�ge f�r die
Ausfallzeit im laufenden und im kommenden Jahr
halbiert werden beziehungsweise im Falle der Qualifi-
zierung der Mitarbeiter sogar ganz entfallen sollen.
Außerdem sollen neue Qualifizierungsprogramme
aufgelegt und insgesamt 5 000 zus�tzliche Stellen in
der Arbeitsverwaltung geschaffen werden. Insgesamt
sind damit Belastungen f�r Bund und Bundesagentur

f�r Arbeit von etwa 2 1�2 Mrd 5 im laufenden und
3 Mrd 5 im kommenden Jahr verbunden. Die Kos-
ten der zus�tzlichen Planstellen in H�he von knapp
1�2 Mrd 5 sind dabei von dauerhafter Natur.

Familienbezogene Maßnahmen

Im Jahr 2009 soll f�r jedes Kind, f�r das ein Kinder-
geldanspruch besteht, ein Betrag von 100 5 steuerauf-
kommensmindernd ausgezahlt werden. Außerdem
sollen im Rahmen der Grundsicherung f�r Arbeit-
suchende (und entsprechend in der Sozialhilfe) die
Regels�tze f�r Kinder im Alter zwischen sechs und
13 Jahren befristet bis Ende 2011 von 60% auf 70%
des Arbeitslosengeld II-Regelsatzes angehoben wer-
den. Insgesamt d�rften damit fiskalische Belastungen
von 2 Mrd 5 im laufenden und weniger als 1�2 Mrd 5 in
den Jahren 2010 und 2011 verbunden sein.

Die auf den Bund entfallenden Ausgaben f�r die
Infrastrukturinvestitionen, die Forschungsf�rderung
und die Pkw-„Umweltpr�mie“ im geplanten Umfang
von zusammen 17 Mrd 5 werden von einem neu ein-
gerichteten Sonderverm�gen „Investitions- und Til-
gungsfonds“ �bernommen. Die zur Finanzierung
(einschl. Zinszahlungen) notwendige Kreditaufnahme
(von maximal 21 Mrd 5) wird somit aus dem Bundes-
haushalt ausgelagert. Zur Tilgung sollen ab 2010 j�hr-
liche Zuf�hrungen aus dem Bundeshaushalt in H�he
eines Teils der Einnahmen aus dem Bundesbankge-
winn erfolgen. Unterstrichen wird damit sowohl die
zeitliche Befristung dieser Maßnahmen als auch die
Notwendigkeit zur R�ckf�hrung der hierf�r aufge-
nommenen Schulden. Ein nicht nur formaler, sondern
auch tats�chlicher Schuldenabbau setzt freilich voraus,
dass im Haushalt des Bundes einschließlich seiner
s�mtlichen Sonderverm�gen – und nicht nur im Inves-
titions- und Tilgungsfonds – eine entsprechende Ver-
besserung des Finanzierungssaldos realisiert wird.

ausf�lle im Zusammenhang mit dem Verfassungsgerichtsurteil zur
Entfernungspauschale dem Bereich Konjunkturst�tzung zugeordnet

werden, l�sst sich �ber die Jahre 2009 und 2010 eine Haushaltsbelas-
tung von insgesamt fast 90 Mrd 5 errechnen.
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der wirtschaftlichen Lage rasch abzubauen,

bis in struktureller Betrachtung zumindest na-

hezu ausgeglichene Haushalte erreicht sind.

Haushalte der Gebietsk�rperschaften

Steuereinnahmen

Die Steuereinnahmen2) stiegen im vergange-

nen Jahr um 4 1�2 % (siehe auch oben stehen-

des Schaubild und Tabelle auf S. 71). Das Auf-

kommen lag damit knapp 1 Mrd 3 h�her als

in der letzten offiziellen Steuersch�tzung vom

November 2008 erwartet worden war und

um 3 Mrd 3 �ber der offiziellen Sch�tzung

vom November 2007, die insbesondere dem

Bundeshaushalt 2008 zugrunde lag. Der Zu-

wachs im Vorjahrsvergleich hat sich dabei von

Quartal zu Quartal verringert, was wesentlich

mit der Kassenwirkung verschiedener Rechts-

�nderungen zusammenhing. So war der Auf-

kommenszuwachs im ersten Quartal noch

dadurch verst�rkt, dass die Umsatzsteuersatz-

anhebung ab 2007 nachwirkte und sich die

von den Einnahmen abgesetzten Auszahlun-

gen der Eigenheimzulage sp�rbar verringer-

ten, w�hrend in der zweiten Jahresh�lfte die

Erstattungen von K�rperschaftsteuergutha-

ben aus der Zeit vor 2001 negativ zu Buche

standen.3) Auch d�rften die Ausf�lle durch

die Unternehmensteuerreform im Jahresver-

lauf zunehmend kassenwirksam geworden

sein. Die gesamtwirtschaftliche Abschw�-

chung hat die Aufkommensentwicklung im

Jahresverlauf hingegen erst relativ begrenzt

beeinflusst. Vielmehr entwickelten sich wich-

tige steuerliche Bezugsgr�ßen insgesamt

noch g�nstiger als das BIP, und auch dar�ber

hinaus war die Grunddynamik bei den ge-

winnabh�ngigen Steuern per saldo weiter

hoch.

Das Aufkommen aus den einkommensabh�n-

gigen Steuern4) nahm 2008 mit 7 1�2 % stark

zu, wobei die Einnahmen aus der Lohnsteuer

und den gewinnabh�ngigen Steuern mit �hn-

lichen Raten wuchsen. F�r den Anstieg bei

der Lohnsteuer waren neben der Zunahme

der Bruttol�hne und -geh�lter und der Steu-

erprogression auch die geringeren (vom Kas-

Steueraufkommen *)

* Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steu-
eraufkommen, aber ohne die – für das letz-
te ausgewiesene Quartal noch nicht bekann-
ten – Erträge aus den Gemeindesteuern.

Deutsche Bundesbank

2006 2007 2008

0

2

4

6

8

10

12

14

16

Veränderung gegenüber Vorjahr, vierteljährlich
%

2 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das letzte Berichtsquartal noch
nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeindesteuern.
3 Seit 2008 werden die verbliebenen K�rperschaftsteuer-
guthaben aus der Zeit vor der Systemumstellung 2001
grunds�tzlich in zehn gleichen Betr�gen am 30. Septem-
ber eines Jahres ausgezahlt.
4 Lohn-, veranlagte Einkommen-, K�rperschaft- und
Kapitalertragsteuer sowie Solidarit�tszuschlag.

Steuereinnah-
men 2008 noch
etwas deut-
licher gestiegen
als erwartet

Trotz Steuer-
entlastungen
Einnahmen-
anstieg im
Nachgang
zum letzten
Wirtschafts-
aufschwung
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senaufkommen abgesetzten) Kindergeldzah-

lungen relevant. Das Plus bei der veranlagten

Einkommensteuer war besonders kr�ftig. Bei

einer weiterhin recht hohen Grunddynamik

trugen dazu die (ebenfalls vom Kassenauf-

kommen abgesetzten) niedrigeren Zahlungen

f�r die auslaufende Eigenheimzulage und ge-

ringere Erstattungen an Arbeitnehmer bei der

Einkommensteuerveranlagung entscheidend

bei. Auch die Kapitalertragsteuerzahlungen

(v.a. auf Zins- und Dividendeneinkommen)

legten stark zu. Demgegen�ber ging das K�r-

perschaftsteueraufkommen kr�ftig zur�ck,

und die Entwicklung war selbst dann

schwach, wenn die Auszahlung der K�rper-

schaftsteuerguthaben sowie die (gesch�tz-

ten) Mindereinnahmen durch die Unterneh-

mensteuerreform 2008 in Rechnung gestellt

werden. Der Zuwachs bei den verbrauchsab-

h�ngigen Steuern5) lag bei 2 1�2 %. Dabei ist

zu beachten, dass sich die Abschw�chung

beim nominalen privaten Verbrauch zum Jah-

resende kassenm�ßig erst verz�gert nieder-

schl�gt. Das Umsatzsteueraufkommen wurde

aufgrund der verz�gerten Kassenwirksamkeit

auch noch von der Satzerh�hung 2007 posi-

tiv beeinflusst.

Nach der letzten offiziellen Steuersch�tzung

vom November 2008 war f�r das laufende

Jahr ein Aufkommensanstieg um knapp

2 1�2 % erwartet worden. Diese Sch�tzung ist

mittlerweile allerdings �berholt. So war die

ab 2007 eingef�hrte Beschr�nkung der Ent-

fernungspauschale nach einem Urteil des

Steueraufkommen

Gesamtjahr 4. Vierteljahr

2007 2008

Sch�t-
zung f�r
2008 1) 2) 2007 2008

Ver�nderung
gegen�ber Vorjahr

Ver�nde-
rung
gegen-
�ber
Vorjahr

Ver�nderung
gegen�ber Vorjahr

Steuerart Mrd 5 in % in Mrd 5 in Mrd 5 Mrd 5 in % in Mrd 5

Steuereinnahmen
insgesamt 2) 493,8 515,5 + 4,4 + 21,7 + 18,86) 137,4 140,3 + 2,1 + 3,0

darunter:
Lohnsteuer 131,8 141,9 + 7,7 + 10,1 + 9,2 37,6 40,3 + 7,1 + 2,7
Gewinnabh�ngige
Steuern 3) 72,9 78,6 + 7,8 + 5,7 + 1,0 19,3 18,4 – 4,7 – 0,9
davon:

Veranlagte
Einkommensteuer 25,0 32,7 + 30,6 + 7,7 + 4,9 8,7 9,7 + 11,9 + 1,0
Kapitalertragsteuern 4) 25,0 30,0 + 20,3 + 5,1 + 1,3 4,9 6,4 + 31,5 + 1,5
K�rperschaftsteuer 22,9 15,9 – 30,8 – 7,1 – 5,1 5,7 2,2 – 60,8 – 3,5

Steuern vom Umsatz 5) 169,6 176,0 + 3,7 + 6,4 + 7,2 44,0 45,5 + 3,4 + 1,5
Energiesteuer 39,0 39,2 + 0,8 + 0,3 + 1,4 15,3 15,2 – 0,5 – 0,1
Tabaksteuer 14,3 13,6 – 4,8 – 0,7 – 0,2 4,1 4,1 + 0,2 + 0,0

1 Laut offizieller Steuersch�tzung vom November 2007. —
2 Einschl. der EU-Anteile am deutschen Steueraufkom-
men, aber ohne die f�r das letzte ausgewiesene Quartal
noch nicht bekannten Ertr�ge aus den Gemeinde-
steuern. — 3 Arbeitnehmererstattungen, Eigenheim- und
Investitionszulage vom Aufkommen abgesetzt. — 4 Nicht

veranlagte Steuern vom Ertrag und Zinsabschlag. —
5 Umsatzsteuer und Einfuhrumsatzsteuer. — 6 F�r die
Steuereinnahmen inklusive (noch gesch�tzter) Gemein-
desteuern lag das Ergebnis um gut 6 1�2 Mrd 5 h�her als die
Sch�tzung.

Deutsche Bundesbank

5 Steuern vom Umsatz sowie verbrauchsabh�ngige Steu-
ern des Bundes und der L�nder (v.a. Energie-, Tabak-,
Versicherung-, Kfz- und Stromsteuer).

Aufkommens-
r�ckgang 2009
wegen Rechts-
�nderungen
und Wirt-
schaftsab-
schwungs
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Bundesverfassungsgerichts vom Dezember

verfassungswidrig, und es gilt wieder der vor-

herige Rechtsstand. Die Bundesregierung

rechnet dadurch mit Ausf�llen von 5 1�2 Mrd 3

im Jahr 2009 (2 1�2 Mrd 3 bezogen auf ein Ver-

anlagungsjahr). Hinzu kommen Minderein-

nahmen von 10 1�2 Mrd 3 durch neue Rechts-

�nderungen (v.a. Kindergelderh�hung und

Konjunkturpakete, vgl. auch Erl�uterungen

auf S. 68 f.). Dar�ber hinaus haben sich die

Konjunkturerwartungen erheblich verschlech-

tert.6) Hierdurch d�rfte es zu weiteren Ausf�l-

len im hohen einstelligen Milliardenbereich

kommen, obwohl die Wachstumsstruktur f�r

die Aufkommensentwicklung noch g�nstig

eingesch�tzt wird. Hinzu kommt das Risiko

eines st�rkeren R�ckschlags bei den gewinn-

abh�ngigen Steuern von dem 2008 erreich-

ten außerordentlich hohen Niveau aus. Alles

in allem ist f�r das laufende Jahr mit einem

sp�rbaren Aufkommensr�ckgang bei den

Steuern zu rechnen.

Bundeshaushalt

Nach einem vor allem durch Privatisierungser-

l�se kr�ftig auf 6 1�2 Mrd 3 gestiegenen �ber-

schuss im Schlussquartal verzeichnete der

Bundeshaushalt 2008 ein Gesamtdefizit von

knapp 12 Mrd 3. Der Haushaltsansatz wurde

um fast 1�2 Mrd 3 unterschritten. Zwar waren

außerplanm�ßige Ausgaben infolge der IKB-

St�tzung und eines Beihilfeurteils des EuGH

von insgesamt knapp 2 1�2 Mrd 3 sowie �ber-

planm�ßige Ausgaben f�r das Arbeitslosen-

geld II und Leistungen f�r Eltern von zusam-

men 1 Mrd 3 zu verkraften. Geringer als ver-

anschlagte Ausgaben vor allem f�r Zinsen,

f�r Integrationsmaßnahmen f�r Langzeitar-

beitslose, f�r das Bundeseisenbahnverm�gen

– das sich st�rker als geplant aus Verm�gens-

verwertungen selbst finanzieren konnte – so-

wie f�r B�rgschaften konnten die Zusatz-

belastungen aber mehr als ausgleichen. Die

Gesamteinnahmen blieben ebenfalls hinter

den Ans�tzen zur�ck. Hier kam es per saldo

zu Mindereinnahmen bei den Privatisierun-

gen von 4 Mrd 3. Weitgehend ausgeglichen

wurde dies aber insbesondere durch das

Steueraufkommen, das die Ans�tze – wegen

niedrigerer Abf�hrungen an den EU-Haus-

halt – um knapp 11�2 Mrd 3 �bertraf, sowie

durch h�here Zufl�sse von der EU und Ver-

waltungseinnahmen von insgesamt fast

11�2 Mrd 3.

Gegen�ber dem Vorjahr wurde das Defizit

damit um knapp 3 Mrd 3 zur�ckgef�hrt. Der

grundlegende Konsolidierungsfortschritt stellt

sich gr�ßer dar, wenn verschiedene Sonder-

effekte ber�cksichtigt werden. So entfiel die

vor�bergehende Entlastung aufgrund von

Einmalerl�sen der Postpensionskasse aus An-

spruchsverbriefungen. Der Bund musste 2008

fast 6 Mrd 3 zus�tzliche Mittel �berweisen,

und nach der tempor�ren Entlastung von

2005 bis 2007 schlagen sich nunmehr dauer-

hafte Mehrausgaben nieder. Die oben ge-

nannten einmaligen außerplanm�ßigen Be-

lastungen im letzten Jahr entsprachen im

Umfang etwa der 2007 geleisteten Sonderzu-

f�hrung an den Kinderbetreuungsausbau-

fonds. Die Einmalerl�se aus Verm�gensver-

wertungen fielen dagegen um 1 Mrd 3 um-

6 So wird f�r 2009 z.B. im Jahreswirtschaftsbericht der
Bundesregierung vom Januar eine Ver�nderungsrate des
realen BIP von – 2 1�4 % (November 2008: + 0,2%) und
des nominalen BIP von – 1�4 % (November 2008: + 2%)
prognostiziert.

Bund 2008
mit etwas
g�nstigerem
Abschluss als
geplant, ...

... aber trotz
Konsolidie-
rungsfort-
schritts mit
weiter
angespannter
Haushaltslage
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fangreicher aus als 2007. Insgesamt betrug

der Abbau des um Einmaleffekte einschließ-

lich Verm�gensverwertungen bereinigten De-

fizits 8 Mrd 3. Es lag mit einem Niveau von

17 Mrd 3 aber deutlich �ber dem unbereinig-

ten Wert. Der Bund blieb damit selbst bei

einer f�r die �ffentlichen Finanzen g�nstigen

gesamtwirtschaftlichen Lage noch weit vom

mittelfristigen Ziel eines ann�hernden Haus-

haltsausgleichs entfernt.

Der Ende November vom Bundestag verab-

schiedete Bundeshaushalt 2009 sah infolge

der damals erwarteten Verlangsamung des

Wirtschaftswachstums, erster Stimulierungs-

maßnahmen und geringerer Privatisierungser-

l�se bereits einen Wiederanstieg des Defizits

auf 19 Mrd 3 vor. Angesichts der inzwischen

noch deutlich ung�nstiger eingesch�tzten ge-

samtwirtschaftlichen Entwicklung und weite-

rer Stabilisierungsmaßnahmen wurde ein

Nachtragshaushalt aufgestellt, der f�r den

Bundeshaushalt nunmehr ein Defizit von

37 Mrd 3 vorsieht. Steuerliche Mindereinnah-

men von 11 Mrd 3 setzen sich zusammen aus

neuen steuerlichen Entlastungsmaßnahmen

von gut 2 Mrd 3, Ausf�llen durch das Entfer-

nungspauschalenurteil von 2 1�2 Mrd 3 sowie

gut 6 Mrd 3 durch die ung�nstigeren gesamt-

wirtschaftlichen Annahmen. Dar�ber hinaus

wurden insgesamt 7 1�2 Mrd 3 Mehrausga-

ben veranschlagt, die f�r einen zus�tzlichen

Zuschuss an den Gesundheitsfonds (gut

3 Mrd 3), im Zusammenhang mit Langzeit-

arbeitslosigkeit (gut 2 1�2 Mrd 3) und f�r Inan-

spruchnahmen aus B�rgschaften (11�2 Mrd 3),

deren Erm�chtigungsrahmen noch einmal

erheblich aufgestockt werden soll, vorgese-

hen sind. Weitere, bis sp�testens Ende 2011

ausgabenwirksame Stabilisierungsmaßnahmen

von 17 Mrd 3 wurden auf das neue Sonder-

verm�gen „Investitions- und Tilgungsfonds“

verlagert (s. auch Ausf�hrungen auf S. 68 f.).

Dort auflaufende Schulden sollen aus Teilen

der Gewinnaussch�ttungen der Bundesbank

getilgt werden. Trotz dieser Auslagerung von

Belastungen wird der vom Bund noch im letz-

ten Sommer angestrebte Haushaltsausgleich

bis zum Jahr 2011 nicht mehr zu erreichen

sein. Hierzu tragen die ung�nstige gesamt-

wirtschaftliche Entwicklung bei, aber auch

Stabilisierungsmaßnahmen, die zu einem gro-

ßen Teil �ber 2010 hinaus den Bundeshaus-

halt belasten.

Um die langfristige Tragf�higkeit sicherzustel-

len und einem Vertrauensverlust angesichts

permanent h�herer Belastungen vorzubeu-

Finanzierungssalden des 
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gen, erscheint es dringend geboten, mittel-

fristig eine Haushaltskonsolidierung zu errei-

chen. Dabei ist zu ber�cksichtigen, dass der

Bundeshaushalt auch 2008 noch weit vom

eigentlich angestrebten weitgehenden struk-

turellen Haushaltsausgleich entfernt war und

nunmehr nicht nur vor�bergehende, sondern

auch mittel- und l�ngerfristig wirkende zu-

s�tzliche Belastungen aus der Stabilisierung

der Finanzm�rkte und den konjunkturst�t-

zenden Maßnahmen erwachsen. Die im Rah-

men der F�deralismuskommission II j�ngst be-

schlossene verfassungsm�ßige Verankerung

einer strengen Schuldengrenze ist ein wich-

tiger Schritt zur Absicherung des zentralen

finanzpolitischen Zieles eines konsolidierten

Bundeshaushalts. Bei sich erholender gesamt-

wirtschaftlicher Entwicklung m�ssen dann

allerdings auch Maßnahmen zu dessen Errei-

chung folgen.

Das Defizit der Extrahaushalte des Bundes

d�rfte sich im Jahr 2008 auf 6 Mrd 3 ann�-

hernd verdreifacht haben. Ausschlaggebend

daf�r war das erst im Herbst 2008 geschaf-

fene Sonderverm�gen zur Finanzmarktstabili-

sierung mit einer Krediterm�chtigung von bis

zu 100 Mrd 3 bis Ende 2009. Infolge erster

Mittelabfl�sse zur Aufstockung des Eigenka-

pitals von Banken entstand hier ein Defizit

von 8 Mrd 3. Außerdem entfiel der �ber-

schuss beim Kinderbetreuungsausbaufonds

aufgrund der 2007 erfolgten einmaligen Do-

tierung von 2 Mrd 3 durch den Bund. Dage-

gen d�rfte die Postpensionskasse das Jahr

2008 mit einem leichten �berschuss abge-

schlossen haben, w�hrend vor Jahresfrist

noch ein Defizit von 4 1�2 Mrd 3 verzeichnet

worden war. Nachdem 2007 in diesem Extra-

haushalt die R�cklagen aus den Anspruchs-

verbriefungen aufgebraucht worden waren

und die regul�ren Zufl�sse der Postnachfolge-

gesellschaften nicht mehr zur Leistungsfinan-

zierung zur Verf�gung stehen, musste der

Bund nun f�r die gesamten Versorgungsleis-

tungen f�r die Postpension�re aufkommen.

Der Erblastentilgungsfonds konnte seinen

�berschuss infolge der etwas h�heren Ge-

winnaussch�ttung der Bundesbank leicht

ausweiten.7) Im laufenden Jahr ist ein sprung-

hafter Defizitanstieg bei den Extrahaushalten

zu erwarten. F�r den Finanzmarktstabilisie-

rungsfonds hat der Bund im Emissionsplan

vorsorglich einen Kreditbedarf von 60 Mrd 3

abgedeckt. Hinzu kommt das zur Konjunktur-

st�tzung eingeplante Defizit des Investitions-

und Tilgungsfonds, das bei schnellem Abfluss

der Mittel eine Gr�ßenordnung von 10 Mrd 3

erreichen k�nnte.

L�nderhaushalte8)

Die L�nderhaushalte schlossen im Schluss-

quartal 2008 maßgeblich aufgrund einer

Rekapitalisierung der Bayern LB9) erheblich

ung�nstiger ab als vor Jahresfrist (– 6 1�2

Mrd 3, nach –11�2 Mrd 3 2007). Gleichwohl

wurde im Gesamtjahr 2008 noch ein leichter

�berschuss von gut 1�2 Mrd 3 erzielt (nach

7 Der Erblastentilgungsfonds d�rfte zum Ende des Jahres
keine eigene Verschuldung mehr aufweisen und kann da-
mit aufgel�st werden. Allerdings wurde der Großteil der
Schulden nicht netto getilgt, sondern lediglich durch
(neue) Bundesschulden ersetzt (refinanziert).
8 Die Entwicklung der Gemeindefinanzen wurde in den
Kurzberichten des Monatsberichts vom Januar 2009
kommentiert.
9 Mit dem zweiten Nachtragshaushalt f�r 2008 beschloss
der Freistaat Bayern im Dezember St�tzungsmaßnahmen
zugunsten der Bayern LB. Diese umfassen vor allem eine
Kapitalzuf�hrung von 10 Mrd 3, deren erste Tranche im
Umfang von 3 Mrd 3 noch 2008 ausgezahlt worden ist.

Sonderverm�-
gen mit deut-
lich gewachse-
nem Defizit im
Gesamtjahr
2008

Erneuter
�berschuss im
Gesamtjahr
2008, ...
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3 Mrd 3 200710)). Ohne den Einmaleffekt

durch die Bayern LB ergab sich eine leichte

Verbesserung des Finanzierungssaldos im

Vorjahrsvergleich, und auch die entsprechend

bereinigten Planungen f�r die Defizite

(6 1�2 Mrd 3) wurden deutlich unterschritten.

Insgesamt erreichte wiederum die H�lfte der

L�nder einen Haushalt ohne Defizit. Bedingt

durch eine zuletzt deutlich verlangsamte Ent-

wicklung des Steueraufkommens betrug der

Zuwachs der Einnahmen aber nur noch

knapp 3%. Die Ausgaben stiegen – aufgrund

der angesprochenen Rekapitalisierungsmaß-

nahme – mit gut 3 1�2 % etwas st�rker an. Da-

bei nahmen aber offenbar auch die grund-

s�tzlich an die Steueraufkommensentwick-

lung gekoppelten Zuweisungen an die Ge-

meinden stark zu, w�hrend die gewichtigen

Personalaufwendungen trotz der Anpassun-

gen bei Tarifentgelten sowie Beamten- und

Versorgungsbez�gen nur moderat wuchsen

(+1%).

F�r das laufende Jahr ist hingegen mit einem

hohen kassenm�ßigen Defizit der L�nder-

haushalte zu rechnen. Neben der Rezession

tragen voraussichtlich Rekapitalisierungen von

Landesbanken, darunter insbesondere die

zweite Tranche von 7 Mrd 3 f�r die Bayern LB,

zu dieser Entwicklung bei. Dar�ber hinaus

beteiligen sich die L�nder – zus�tzlich zu eige-

nen Sonderinvestitionsprogrammen – auch

an dem j�ngsten Investitionsprogramm des

Bundes von 10 Mrd 3 mit weiteren 3 1�2 Mrd 3,

wovon allerdings wahrscheinlich erst ein klei-

nerer Teil noch in diesem Jahr abfließen wird.

Hinzu kommen noch weitere Belastungen

aus den beiden Konjunkturprogrammen (ins-

gesamt 3 Mrd 3) – darunter insbesondere die

mit den �nderungen bei der Einkom-

mensteuer verbundenen Mindereinnahmen –

sowie aus dem Entfernungspauschalenurteil

(2 1�2 Mrd 3). Sollte der hohe Tarifabschluss

des Bundes und der Gemeinden vom Vorjahr

zeitversetzt im Grundsatz von den L�ndern

�bernommen und wie beim Bund auf die Be-

amten und Versorgungsempf�nger �bertra-

gen werden, w�rde dies f�r die L�nderhaus-

halte bei voller Wirksamkeit erhebliche Mehr-

belastungen von bis zu 8 Mrd 3 implizieren.

Angesichts nur verhaltener gesamtwirtschaft-

licher Wachstumsaussichten und weiterer teil-

weise dauerhafter Belastungen aus den

j�ngsten Stabilisierungsmaßnahmen d�rften

die Defizite 2010 selbst dann allenfalls mode-

rat zur�ckgehen, wenn es zu keinen weiteren

Kapitalzuf�hrungen an die Landesbanken

kommen sollte. Die geplante Verankerung

einer wirksamen verfassungsm�ßigen Ver-

schuldungsgrenze auch f�r die L�nder ab

2020 k�nnte einen wichtigen Beitrag dazu

leisten, eine Verfestigung dieser Haushalts-

lage zu verhindern und so langfristige Gestal-

tungsspielr�ume zu schaffen. Dabei ist vorge-

sehen, die hoch verschuldeten L�nder Berlin,

Bremen, Saarland, Sachsen-Anhalt und

Schleswig-Holstein – unter strengen Aufla-

gen – ab 2011 �ber neun Jahre mit Konsoli-

dierungshilfen von j�hrlich insgesamt

0,8 Mrd 3 zu unterst�tzen. Eine k�rzere

�bergangszeit bis zum vollst�ndigen Inkraft-

treten der neuen Schuldenregel w�re jedoch

f�r die L�nder insbesondere auch angesichts

10 Die hier verwendete monatliche Kassenstatistik be-
zieht sich auf die Kernhaushalte und blendet somit insbe-
sondere die im Jahr 2007 erzielten Erl�se Berlins in H�he
von 4 1�2 Mrd 3 aus dem Landesbank-Verkauf aus.

... aber hohes
Defizit f�r das
laufende Jahr
erwartet
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des sich abzeichnenden starken Anstiegs der

Pensionslasten w�nschenswert gewesen.

Sozialversicherungen11)

Rentenversicherung

Die gesetzliche Rentenversicherung verzeich-

nete im Jahr 2008 einen �berschuss von gut

3 1�2 Mrd 3, nach gut 1 Mrd 3 ein Jahr zuvor.

Die R�cklagen sind um 4 Mrd 3 auf 16 Mrd 3

oder rund eine Monatsausgabe gestiegen.12)

Die Einnahmen legten insgesamt um 2 1�2 %

zu. Entscheidend war der kr�ftige Zuwachs

bei den Pflichtbeitr�gen (+ 4%), in dem sich

die g�nstige Entwicklung am Arbeitsmarkt

und auch die im Vergleich zu den Vorjahren

h�heren Lohn- und Gehaltssteigerungen wi-

derspiegeln. Die Beitr�ge f�r arbeitslose Be-

zieher von Lohnersatzleistungen sind zwar

um 13% gesunken. Aufgrund ihres mittler-

weile recht geringen Gewichts wurden die

Gesamteinnahmen dadurch aber nur wenig

geschm�lert. Die Zuweisungen aus dem Bun-

deshaushalt �berstiegen ihren Vorjahrswert

nur um 1�2 %. Der Anstieg der Ausgaben blieb

mit 11�2 % sp�rbar hinter dem der Einnahmen

zur�ck. Die klar dominierenden Rentenausga-

ben wuchsen um gut 1%. Die Rentenanpas-

sung belief sich f�r das erste Halbjahr auf

0,54% und f�r das zweite Halbjahr auf

1,1%. Die Anzahl der Renten nahm infolge

der zurzeit noch gem�ßigt fortschreitenden

demographischen Alterung um weniger als
1�2 % zu. Ein kr�ftigerer Anstieg ergab sich mit

3% bei den auf die Rentenversicherung ent-

fallenden Beitr�gen zur Krankenversicherung

der Rentner. Hierzu haben nochmalige Bei-

tragssatzerh�hungen einzelner Krankenkas-

sen beigetragen.

Im laufenden Jahr wird die gesetzliche Ren-

tenversicherung deutlich ung�nstiger ab-

schließen. Der im Rentenversicherungsbericht

2008 erwartete �berschuss von gut 2 1�2 Mrd 3

beruhte noch auf den gesamtwirtschaftlichen

Finanzen der Deutschen
Rentenversicherung

Deutsche Bundesbank

2006 2007 2008

54

56

58

60

62

64

– 2

0

+ 2

+ 4

vierteljährlich

Mrd €

Mrd €

lin. Maßstab

Überschuss (+) bzw. Defizit (–)

Ausgaben

log. Maßstab

Einnahmen

11 Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Krankenver-
sicherung und der sozialen Pflegeversicherung im dritten
Quartal 2008 wurde in den Kurzberichten des Monatsbe-
richts Dezember 2008 kommentiert. Neuere Daten liegen
nicht vor.
12 Der Anstieg bei den R�cklagen �bersteigt den �ber-
schuss insbesondere deshalb, weil die Liquidit�tslage sich
von Jahr zu Jahr dadurch verbessert, dass die Neurenten
seit April 2004 zum Ende des jeweiligen Monats ausge-
zahlt werden – also nicht mehr schon zum Ende des Vor-
monats. Durch den stetigen Austausch von Alt- durch
Neurenten verbessert sich somit die Liquidit�tslage der
gesetzlichen Rentenversicherung laufend. Im Haushalts-
ergebnis werden dagegen die periodengerecht zugeord-
neten Rentenausgaben erfasst, die durch diese Umstel-
lung nicht beeinflusst worden sind.
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Annahmen der Bundesregierung vom Okto-

ber letzten Jahres.13) Aus heutiger Sicht ist

mit einem deutlich niedrigeren �berschuss

zu rechnen. Das Einnahmenwachstum d�rfte

wieder hinter der Zunahme der Ausgaben zu-

r�ckbleiben. Hierzu wird die vergleichsweise

hohe Rentenanpassung von sch�tzungsweise

2 1�2 % zur Jahresmitte beitragen, die auf den

kr�ftigen Entgeltzuw�chsen des Jahres 2008

aufsetzt. Da die R�cklagen zuvor aufgef�llt

worden sind, kann die Rentenversicherung

zur automatischen Stabilisierung beitragen.

Bundesagentur f�r Arbeit

Die BA verzeichnete 2008 in isolierter Be-

trachtung ein Defizit von gut 1 Mrd 3, nach

einem �berschuss von 6 1�2 Mrd 3 im Jahr zu-

vor. Dem stand allerdings ein �berschuss des

Versorgungsfonds f�r die Beamtenpensionen

der BA in H�he von gut 2 1�2 Mrd 3 gegen-

�ber. In konsolidierter Betrachtung erzielten

BA und Versorgungsfonds zusammen einen

�berschuss von 11�2 Mrd 3. Entscheidend f�r

die finanzielle Verschlechterung war die Sen-

kung des Beitragssatzes von 4,2% auf 3,3%,

die f�r sich genommen Mindereinnahmen

von gut 7 Mrd 3 verursachte. Tats�chlich gin-

gen die Beitragszufl�sse aber nur um knapp

6 Mrd 3 zur�ck, weil die Besch�ftigung und

die Arbeitsentgelte relativ stark gestiegen

sind. Ohne die Beitragssatzsenkung h�tte sich

ein Zuwachs um 4 1�2 % ergeben. Außerdem

�bertraf der an den Bund zu zahlende Einglie-

derungsbeitrag, �ber den die BA die H�lfte

der Bundesausgaben f�r die Eingliederung

und Verwaltung von Arbeitslosengeld II-

Beziehern zu tragen hat, den vorherigen Aus-

steuerungsbetrag um 3 Mrd 3. Allerdings er-

gaben sich insbesondere beim Arbeitslosen-

geld auch deutliche Entlastungen (– 3 Mrd 3),

insbesondere weil die Zahl der Leistungs-

empf�nger im Zuge der g�nstigen Arbeits-

Finanzen der
Bundesagentur für Arbeit

1 Ohne  Liquiditätshilfen  des  Bundes. — 
2 Einschl. der Zuführungen an den 2008 ein-
gerichteten Versorgungsfonds.
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13 W�hrend den Berechnungen zum letztj�hrigen Ren-
tenversicherungsbericht f�r 2009 noch ein Wachstum
der Bruttolohn- und -gehaltssumme von 2,7% zugrunde
lag, geht die Bundesregierung im Jahreswirtschaftsbe-
richt 2009 nur noch von +1,2% aus. Bei Gegenrechnung
von Mehreinnahmen f�r Arbeitslose d�rften die neuen
Annahmen Beitragsmindereinnahmen von rd. 11�2 Mrd 3

zur Folge haben.
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marktentwicklung jahresdurchschnittlich um

165 000 niedriger lag. Schließlich fiel der an

das Umsatzsteueraufkommen gekoppelte Bun-

deszuschuss um 1 Mrd 3 h�her aus als im

Vorjahr, in dem die Regelsatzerh�hung von

16% auf 19% noch nicht voll aufkommens-

wirksam gewesen war. Die R�cklagen der BA

erh�hten sich insgesamt bis Ende 2008 auf

19 1�2 Mrd 3. Davon sind allerdings gut 2 1�2

Mrd 3 zweckgebunden in den Versorgungs-

fonds14) eingestellt, sodass der f�r die lau-

fenden Ausgaben verf�gbare Mittelbestand

unter 17 Mrd 3 gesunken ist.

Im laufenden Jahr wird sich die Finanzlage

der BA stark verschlechtern. So wurde der

Beitragssatz nochmals auf nunmehr 2,8%

gesenkt. Infolge der wirtschaftlichen Ab-

schw�chung sind f�r die besonders konjunk-

turreagiblen Ausgaben f�r das Arbeitslosen-

und Kurzarbeitergeld erhebliche Zuw�chse zu

erwarten. Außerdem wird nicht zuletzt mit

den im zweiten Konjunkturpaket vorgesehe-

nen Maßnahmen sp�rbar mehr f�r die aktive

Arbeitsmarktpolitik ausgegeben werden. Die

R�cklagen werden aufgrund der Belastungen

betr�chtlich abschmelzen. Bei einer ung�nsti-

gen Entwicklung am Arbeitsmarkt auch noch

im kommenden Jahr, mit der aufgrund ihrer

„Nachlaufeigenschaften“ im Konjunkturzyk-

lus auch im Fall einer baldigen Belebung der

Gesamtwirtschaft zu rechnen ist, wird die BA

schon im Jahr 2010 auf zus�tzliche Bundes-

mittel zur Haushaltsfinanzierung angewiesen

sein. Hierzu tr�gt auch bei, dass die bislang

f�r Mitte 2010 geplante Wiederanhebung

des Beitragssatzes auf 3,0% um ein halbes

Jahr verschoben wird. Unterj�hrige Liquidi-

t�tshilfen k�nnten schon im laufenden Jahr

erforderlich werden, weil der Bundeszuschuss

nicht mehr in gleichen Monatsraten, sondern

erst zum Jahresende in einem Betrag �ber-

wiesen wird. Mangels ausreichender eigener

R�cklagen wird die BA k�nftig auf Bundes-

darlehen angewiesen sein, um den Beitrags-

satz stabil zu halten. Allerdings erscheint das

Risiko groß, dass der Beitragssatz von 3,0%

auf l�ngere Sicht zur Finanzierung der BA

nicht ausreicht und eine R�ckzahlung der

Darlehen damit kaum gelingen d�rfte. Es be-

steht mithin die Gefahr einer strukturellen

Kredit- beziehungsweise letztlich Steuerfinan-

zierung des BA-Haushalts, die grunds�tzlich

nur zur Finanzierung versicherungsfremder

Leistungen angemessen w�re.

14 �ber die einmalige Zuf�hrung von 2,5 Mrd 3 hinaus
erh�hten sich die Finanzreserven dieses Fonds zus�tzlich,
weil die laufenden Zuweisungen aus dem BA-Haushalt in
den ersten Jahren die laufenden Ausgaben f�r Versor-
gungsleistungen noch �bersteigen.

�ußerst nega-
tive Finanz-
perspektiven im
Abschwung
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